




















Textliche Festsetzungen 

Redaktionelle Anmerkung: Rechtskraft 15.09.1962 

Erläuterungsbericht 

zum Durchführungsplan Nr. 57 der Stadt Neuß 

Bestandteile des Erläuterungsberichtes: 1. Plan Bauweisen i. M. 1 : 2.500 
 2. Plan Außenanlagen i. M. 1 : 2.500 

1. Zweck der Maßnahme 

Im Dreieck zwischen der Bundesbahnstrecke nach Krefeld, der Gladbacher Straße (B7) und der 
Further- bzw. Venloer Straße (LIO 393) liegen zurzeit größere bebaubare Flächen, die augenblicklich 
noch gärtnerisch oder landwirtschaftlich genutzt werden und zum großen Teil der Erschließung als 
Wohngebiet zugeführt werden sollen. Nur östlich der Römerstraße ist eine großgewerbliche Nutzung 
vorgesehen. 

Die Planung enthält außerdem eine nicht angebaute Erschließungsstraße, die die innerstädtische 
Verbindung zwischen dem großen Baugebiet der Neuen Heimat im Norden der Gladbacher Straße 
und der Stadtmitte zur Entlastung der Further Straße herstellen soll. Eine weitere Erschließungsstraße 
soll dem besseren Anschluss des vorhandenen Industriegebietes östlich der Bahnlinie dienen. Sie soll 
außerdem eine bessere Verbindung des Wohngebietes „Bols-Siedlung“ an die Stadt herstellen. 

In den nordwestlichen und südwestlichen Randgebieten dient die Maßnahme der Sanierung der 
bestehenden Bebauung entlang der vorhandenen Straßen und der Erschließung kleinerer Wohn-
gebiete in den tieferen Flächen. 

2. Allgemeine Vorschriften 

a) Nutzungsart 

Für die Baugebiete werden gemäß §§ 7 und 31 der Baupolizeiverordnung für den Regierungs-
bezirk Düsseldorf folgende Nutzungsarten vorgesehen: 

Wohngebiet, 
Kleingewerbegebiet, 
Großgewerbegebiet. 

b) Stellung und Platzierung der Gebäude 

Wenn im Plan nichts anderes bestimmt ist, gelten für die Haus- und Grenzabstände die 
Bestimmungen des § 8 der Baupolizeiverordnung für den Regierungsbezirk Düsseldorf. 

Baubreiten und Grenzabstände müssen jedoch mind. 4 m betragen. 

Kellergaragen sind nur als Sammeltiefgaragen zulässig. 

c) Baugestaltung 

Für die Durchbildung der Baukörper und deren Ansichtsflächen gelten die anerkannten 
allgemeinen Regeln der Baukunst. 

Die richtige Auswahl der Baustoffe und deren werkgerechte Verarbeitung, verbunden mit einer 
ausgewogenen Verteilung von Öffnungen und Wandflächen entsprechend den Raumfunktio-
nen, sollen im Einklang mit der städtebaulichen Ordnung und der Gestaltung der Freiflächen 
stehen, eine Einheit bilden und Ausdruck einer neuzeitlichen Baugesinnung und Lebensform 
sein. 



Einzelhäuser und Hauszeilen, die durch ihre Anordnung eine städtebauliche Einheit bilden, sind 
einheitlich zu gestalten. 

d) Baukörper und Bauhöhe 

Die Hauptgebäudekörper dürfen folgende Gebäudetiefen nicht überschreiten: 

Eingeschossige Bauten (Steildach) 10,00 m 
Eingeschossige Bauten (flachgeneigte Dächer und Flachdächer) 11,00 m 
Zwei- bis fünfgeschossige Bauten 12,00 m 
Mehr als fünfgeschossige Bauten 13,50 m 

Quadratische Grundrisse, die würfelförmige Baukörper ergeben, sind unzulässig. 

Vor- und Nebenbauten sind nur eingeschossig gestattet und wenn sie sich einwandfrei dem 
Hauptbaukörper unterordnen. 

Bezüglich der Geschosshöhen gelten die Wohnungsbaupflichtnormen und die Vorschriften der 
Baupolizeiverordnung. 

Die Traufhöhe ist denen der Nachbarhäuser anzugleichen bzw. anzupassen. Drempel sind 
verboten. 

e) Dächer 

Die Dächer müssen die im Plan „Bauweisen“ festgelegten Neigungen erhalten. Walmdächer 
sind nicht gestattet. Sind nach diesem Plan Dachausbauten möglich, so sind sie als Einzelauf-
bauten auszuführen. Sie müssen sich in ihren Abmessungen dem Dache unterordnen. 
Schleppgaupen sind nicht statthaft. 

Verkröpfungen an den Traufen und Kastengesimse sowie Dacheinschnitte sind unzulässig. 

Die Schornsteinköpfe sind in Ziegelrohbau auszuführen und sollen am First oder in Firstnähe 
heraustreten. 

Die Dachdeckung soll in Form und Farbe weitgehend einheitlich vorgenommen werden. Grüne 
Dachpfannen sind nicht statthaft. 

Bei Mehrfamilienhäusern sind nur Gemeinschaftsantennen zulässig. Für Einfamilienhäuser, 
insbesondere Reiheneigenheime, sind einheitliche Außenantennen anzustreben. 

f) Außenanlagen 

Damit Bauwerke, Gärten, Gemeinschaftsgrünanlagen und freie Landschaft zu einer organi-
schen Einheit verwachsen, werden an die Gestaltung der Außenanlagen besondere Anforde-
rungen gestellt. Außerdem sollen durch die Anordnung der Einfriedigungen und Bepflanzung 
städtebauliche Raumbildungen unterstrichen werden. 

Im Plan „Außenanlagen“ sind Art und Anordnung der Einfriedigungen festgelegt und die Vor-
gartenflächen gekennzeichnet. Vorgärten sind grundsätzlich nur sehr sparsam und niedrig zu 
bepflanzen, damit sie - so in den Straßenraum einbezogen - eine gewisse Weiträumigkeit er-
möglichen und den Blick auf die Gebäude freilassen. 

Nachbarbegrenzungen der Vorgärten sind nicht erlaubt. 

Sind gemäß Plan “Außenanlagen“ lediglich Radwegkantsteine oder niedrige Sockelmauern vor-
gesehen, dann ist die Gartenfläche parkähnlich als Rasenfläche mit Baum- und Strauchgruppen 
anzulegen. 

Freiterrassen sollen höchstens eine Stufe unter Erdgeschossfußboden liegen. Ebenerdige 
Trennwände auf der Nachbargrenze dürfen nicht in Massivbauweise ausgeführt werden. Sie 
sind für einen Gebäudetrakt  einheitlich zu gestalten und dürfen höchstens 2,50 m lang und 
2,20 m hoch sein. Der Bau von Sammelmüllboxen ist anzustreben; ihr größter Abstand von der 
Straße soll möglichst nicht mehr als 10 m betragen. 




